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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 15. März 1994 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Litauen 
über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

A. Zielsetzung  

Völkerrechtliche Übereinkünfte auf dem Gebiet der grenzüberschrei-
tenden Katastrophenhilfe mit inhaltlich gleicher Zielsetzung wurden 
bereits mit Frankreich am 3. Februar 1977, Luxemburg am 2. März 
1978, Belgien am 6. November 1980, der Schweiz am 28. November 
1984, Dänemark am 16. Mai 1985, Österreich am 23. Dezember 1988 
und Rußland am 16. Dezember 1992 unterzeichnet und sind zwi-
schenzeitlich ratifiziert worden. Ein Hilfeleistungsabkommen mit den 
Niederlanden wurde am 7. Juni 1988 unterzeichnet. 

Die aus Anlaß der Erdbebenkatastrophe in Armenien 1988 begonnene 
und danach intensivierte Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der ehemaligen Sowjetunion auf dem Gebiet der 
grenzüberschreitenden Katastrophenhilfe ist mit der Russischen 
Föderation fortgesetzt und durch die Schaffung einer rechtlichen 
Grundlage erleichtert worden. Eine Zusammenarbeit in diesem Be-
reich wird durch das Abkommen auch mit der Republik Litauen be-
gonnen. 

B. Lösung 

Das am 15. März 1994 unterzeichnete Abkommen trifft die erforderli-
chen Regelungen. Es soll die Zusammenarbeit bei der Vorbeugung 
und Bekämpfung von Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 
fördern, insbesondere durch Festlegung von Ansprechstellen, Erleich-
terung des grenzüberschreitenden Verkehrs von Personen und Sa-
chen, Regelung von Schadensersatz und Haftung, Ermöglichung des 
teilweisen oder vollständigen Verzichts auf Kostenerstattung sowie 
durch Verstärkung der Zusammenarbeit in der Praxis und des Informa-
tionsaustausches über Gefahren. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz 
soll das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes erhalten. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Vertragspartner können voneinander die jeweils entstandenen 
Kosten zur Erstattung anfordern. Die Vereinbarung sieht jedoch 
wegen der humanitären Zielsetzung auch die Möglichkeit des gegen-
seitigen Verzichts auf Kostenerstattung bei Hilfeleistungen vor. Diese 
Regelung läßt erwarten, daß sich die Aufwendungen beider Vertrags-
parteien für wechselseitig gewährte Hilfe über einen längeren Zeit-
raum gesehen ausgleichen. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, besonders 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (123) — 216 00 — Zi 11/95 Bonn, den 9. Juni 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 15. März 1994 zwischen der Bundes-

republik Deutschland und der Republik Litauen über die gegenseitige Hilfe-
leistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen mit Begründung und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Fede rführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 685. Sitzung am 2. Juni 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 15. März 1994 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Litauen 

über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 15. März 1994 unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Litauen über die gegenseitige 
Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen wird zugestimmt. 
Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Wenn eine Hilfeleistung durch die Republik Litauen in der Bundesrepublik 
Deutschland auf der Grundlage der Kostenerstattung geleistet wird, richtet sich 
die Kostenträgerschaft danach, ob die jeweilige Hilfsmaßnahme in den Aufgaben-
bereich des Bundes oder der Länder fällt. 

Artikel 3 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft . 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kra ft  tritt, 

ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da das Gesetz in Verbindung mit dem Abkommen auch das Verwal-
tungsverfahren von Landesbehörden regelt. 

Zu Artikel 2 
Die Republik Litauen trägt die Kosten in den Fällen, in denen sie nach dem 
Abkommen um Hilfe ersucht und sofern diese auf der Grundlage der Kostener-
stattung erfolgt. 
Auf seiten der Bundesrepublik Deutschland tragen die Länder die Kosten, wenn 
sie den Bund um Übermittlung des Hilfeleistungsersuchens an die Republik 
Litauen gebeten haben, weil die Hilfsmaßnahme in ihren Aufgabenbereich fällt. In 
den übrigen Fällen, in denen die Bundesregierung um Hilfe ersucht, trägt der 
Bund die Kosten. Dieses gilt nur, wenn die Hilfeleistung auf der Grundlage der 
Kostenerstattung erfolgen soll. 

Dem humanitären Geist des Abkommens entsprechend, wird von beiden Ver-
tragsstaaten die Möglichkeit eines teilweisen oder vollständigen Kostenverzichts 
vorgesehen. 
In landesinterne Kostenregelungen wird durch das Abkommen nicht eingegrif-
fen. 
Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, besonders auf das 
Verbraucherpreisniveau, ergeben sich nicht, da die gegenseitige Hilfeleistung mit 
vorhandenen Mitteln und vorhandenem Personal erfolgen soll und eventuell 
darüber hinausgehende Aufwendungen gering sein dürften. 

Zu Artikel 3 
Die  Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 
Abs. 2 in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Litauen 
über die gegenseitige Hilfeleistung 

bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Litauen — 

in der Absicht, einen Beitrag zur Entwicklung gutnachbarlicher 
Beziehungen in Europa zu leisten, 

in Übereinstimmung mit den Zielen der Vereinten Nationen, die 
die neunziger Jahre zu einer Dekade der Förderung der internatio-
nalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der vorbeugenden und 
abwehrenden Katastrophenhilfe bei Naturkatastrophen erklärt 
haben, 

eingedenk des Abschließenden Dokuments des Dritten KSZE-
Folgetreffens in Wien vom 15. Januar 1989 und des Helsinki-
Dokuments vom 10. Juli 1992, 

in dem Bewußtsein, daß natur- oder technologiebedingte Kata-
strophen oder schwere Unglücksfälle möglich sind, 

in der Überzeugung von der Notwendigkeit einer Zusammenar-
beit zwischen beiden Staaten mit dem Ziel, die gegenseitige Hilfe 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen zu erleichtern 
und die Entsendung von Hilfsmannschaften und -mate rial zu 
beschleunigen — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 
Gegenstand 

(1) Die Vertragsstaaten helfen einander entsprechend ihren 
Möglichkeiten bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen, 
die ernsthafte Schäden oder Gefahren für die körperliche Unver-
sehrtheit von Personen, für Güter oder die Umwelt nach sich 
ziehen und die mit eigenen Mitteln des hilfeersuchenden Vertrags-
staats offensichtlich nicht bewältigt werden können. 

(2) Dieses Abkommen regelt die Rahmenbedingungen für diese 
freiwilligen Hilfeleistungen im anderen Vertragsstaat auf dessen 
Ersuchen hin, insbesondere für Einsätze von Hilfsmannschaften, 
einzelnen Fachkräften und Mate rial. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die Beg riffe: 

— „hilfeersuchender Vertragsstaat'' 
der Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden um Hilfelei-
stung, insbesondere um Entsendung von Hilfsmannschaften 
oder -mate rial, aus dem anderen Vertragsstaat ersuchen; 



Drucksache 13/1665 	Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 

— „hilfeleistender Vertragsstaat" 
der Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden einem Er-
suchen der Behörden des anderen Vertragsstaats um Hilfelei-
stung, insbesondere um Entsendung von Hilfsmannschaften 
oder -material, stattgeben; 

— „Transitstaat" 
der Staat, dessen Hoheitsgebiet die Hilfsmannschaften durch-
queren müssen, um den hilfeersuchenden Drittstaat zu er-
reichen; 

— „Ausrüstungsgegenstände" 
das Material, die technischen Mi ttel, die Fahrzeuge, die Güter 
für den Eigenbedarf (Betriebsgüter), Rettungshunde und die 
persönliche Ausstattung der Hilfsmannschaften und Fach-
kräfte; 

— „Hilfsgüter" 
die Gegenstände, die zur kostenlosen Verteilung unter der 
betroffenen Bevölkerung bestimmt sind. 

Artikel 3 

Zuständigkeiten 

Die Stellung und Entgegennahme von Hilfeersuchen der Ver-
tragsstaaten erfolgen auf diplomatischem Wege. Für Hilfeersu-
chen zuständige Behörden sind: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
—das Auswärtige Amt, 
—das Bundesministerium des Innern; 

b) in der Republik Litauen: 
—das Verteidigungsministerium, 
—das Innenministerium, 
—das Außenministerium. 

Artikel 4 

Einsatzarten 

(1) Die Hilfe kann durch einzelne Fachkräfte oder durch Hilfs-
mannschaften geleistet werden, die an den Ort der Katastrophe 
oder des schweren Unglücksfalls entsandt werden und die insbe-
sondere in den Bereichen Brandbekämpfung, technische Hilfe-
leistung, Bekämpfung von radioaktiven und chemischen Gefah-
ren, medizinische und sanitär-hygienische Hilfeleistung, Rettung 
und Bergung oder behelfsmäßige Instandsetzung ausgebildet 
sind und die über das für ihre Aufgaben erforderliche Mate rial und 
Spezialgerät verfügen. Falls erforderlich, kann die Hilfe auch auf 
jede andere Weise erbracht werden. 

(2) Die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachkräfte sowie 
das erforderliche Material und Spezialgerät können auf dem 
Land-, Luft- oder Wasserweg transportiert werden. 

Artikel 5 

Grenzübertritt 

(1) Um die für einen Hilfseinsatz erforderliche Wirksamkeit und 
Schnelligkeit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertrags-
staaten, die Förmlichkeiten beim Überschreiten der Grenze auf 
das unerläßliche Mindestmaß zu beschränken. 

(2) Der Leiter einer Hilfsmannschaft führt eine Bescheinigung 
der zuständigen Behörden des hilfeleistenden Vertragsstaats mit, 
die den Hilfseinsatz, die A rt  der Einheit, ihrer Ausrüstung und die 
Zahl ihrer Angehörigen ausweist. Kann im Fall besonderer Eilbe-
dürftigkeit die Bescheinigung nicht vorgelegt werden, so genügt 
jeder andere geeignete Nachweis, daß die Einreise zum Zwecke 
eines Hilfseinsatzes gemäß diesem Abkommen erfolgen soll. Im 
übrigen haben die Angehörigen des Hilfeeinsatzes ihren mit ihrem 
Lichtbild versehenen Dienstausweis oder ein sonstiges' Identitäts-
dokument mitzuführen und sich hiermit auf Verlangen eines hierzu 
ermächtigten Amtsträgers auszuweisen. 
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(3) Bei besonderer Dringlichkeit kann die Grenze, soweit  er-
forderlich nach Abstimmung mit den zuständigen Stellen der 
Transit- und Vertragsstaaten, auch außerhalb der zugelassenen 
Grenzübergangsstellen ohne Beachtung der sonst hierfür gelten-
den Vorschriften überschritten werden. In diesem Fall sind die für 
die Grenzüberwachung zuständigen Behörden oder der nächste 
Grenzposten der Transit- und Vertragsstaaten hierüber im voraus 
zu unterrichten. 

(4) Die Erleichterungen beim Grenzübertritt nach den Absätzen 1 
bis 3 gelten auch für den Fall, daß ein Vertragsstaat Transitstaat 
für Hilfeleistungen ist, die bei Katastrophen oder schweren Un-
glücksfällen einem hilfeersuchenden Drittstaat gewährt werden 
sollen, und daß der Transit für eine rasche Hilfeleistung notwendig 
ist. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten unterrichten 
einander rechtzeitig auf diplomatischem Wege darüber, wenn sich 
das Erfordernis eines Transits von Hilfeleistungen für einen hilfe-
ersuchenden Drittstaat ergibt und stimmen die A rt  und Weise der 
Durchführung des Transits ab. 

Artikel 6 

Grenzübergang des Materials 
(1) Die Vertragsstaaten erleichtern die Einfuhr der bei Hilfelei-

stungen notwendigen Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter. 
Der Leiter einer Hilfsmannschaft und einzelne Fachkräfte haben 
den örtlichen Zollstellen des hilfeersuchenden Vertragsstaats 
lediglich ein Verzeichnis der mitgeführten Ausrüstungsgegenstän-
de und Hilfsgüter zu übergeben. Auch wenn sie kein solches 
Verzeichnis haben, erhalten die Hilfsmannschaften und die einzel-
nen Fachkräfte die Genehmigung zum Grenzübertritt mit Ausrü-
stungsgegenständen und Hilfsgütern. In diesem Fall ist den zu-
ständigen Stellen des hilfeersuchenden Vertragsstaats das Ver-
zeichnis innerhalb eines Monats vom Tag des Grenzübertritts 
vorzulegen. 

(2) Die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachleute dürfen 
außer den bei Hilfeeinsätzen notwendigen Ausrüstungsgegen-
ständen und Hilfsgütern kein anderes Gut mitführen. Die Aus-
rüstungsgegenstände und Hilfsgüter werden von allen Zollab-
gaben befreit und dürfen nur für den Hilfeeinsatz verwendet 
werden. 

(3) Für die bei Hilfeleistungen notwendigen Ausrüstungsgegen-
stände und Hilfsgüter finden die Verbote und Beschränkungen für 
die Gütereinfuhr keine Anwendung. Die bei einer Hilfeleistung 
nicht verwendeten Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter sind 
wieder auszuführen. Lassen besondere Verhältnisse die Wieder-
ausfuhr nicht zu, so sind Art  und Menge sowie der Verbleib dieser 
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter der für die Hilfeleistung 
verantwortlichen Stelle des hilfeersuchenden Vertragsstaats an-
zuzeigen, welche die zuständige Zollstelle hiervon benachrichtigt. 
In diesem Falle gelten die Rechtsvorschriften des hilfeersuchen-
den Vertragsstaats. 

(4) Suchtstoffe/psychotrope Stoffe dürfen nur im Rahmen des 
dringenden medizinischen Bedarfs eingeführt und nur durch quali-
fiziertes medizinisches Personal nach den gesetzlichen Bestim-
mungen desjenigen Vertragsstaats, dem die Hilfsmannschaft an-
gehört, eingesetzt werden. Das Recht des ersuchenden Ver-
tragsstaats, an Ort und Stelle Kontrollen durchzuführen, bleibt 
unberührt. Absatz 3 Sätze 2 bis 4 findet auch Anwendung auf die 
Wiederausfuhr der nicht verbrauchten Mengen in das Hoheits-
gebiet des anderen Vertragsstaats in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten. Dieser Warenverkehr 
gilt nicht als Ein- und Ausfuhr im Sinne der internationalen Sucht-
stoff- und Betäubungsmittelübereinkommen. Nichtverbrauchte 
Suchtstoffe/psychotrope Stoffe, die nicht wieder ausgeführt wer-
den können, unterliegen den Rechtsvorschriften des hilfeer-
suchenden Vertragsstaats. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend bei einem durch 
das Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats führenden Transit der bei 
Hilfeleistungen notwendigen Ausrüstungsgegenstände und Hilfs-
güter für einen hilfeersuchenden Drittstaat. 
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Artikel 7 

Einsätze von Luftfahrzeugen 

(1) Luftfahrzeuge können nicht nur für die schnelle Heranfüh-
rung der Hilfsmannschaften nach Artikel 4 Absatz 2, sondern auch 
für andere Arten von Hilfeleistungen im Sinne dieses Abkommens 
benutzt werden. 

(2) Jeder Vertragsstaat gestattet, daß Luftfahrzeuge, die vom 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats aus gemäß Absatz 1 
eingesetzt werden, sein Hoheitsgebiet überfliegen, ohne Flug-
platzzwang und ohne Paß- und Zollabfertigung landen und starten 
dürfen. 
(3) Die Absicht, bei einem Hilfeeinsatz Luftfahrzeuge zu ver-

wenden, Ist dem hilfeersuchenden Vertragsstaat unverzüglich 
mitzuteilen, wobei möglichst genau Baumuster, Eintragungsland 
und Eintragungskennzeichen des Luftfahrzeugs, seine Besatzung 
und Passagiere, Hilfsmannschaften, Ausrüstung und die an Bord 
befindlichen Hilfssendungen, die Zeit des Abflugs, die voraus-
sichtliche Flugroute und der Landeort angegeben werden 
müssen. 

(4) Sinngemäß angewendet werden: 

a) Artikel 5, Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 10 auf die Besatzungen 
und mitfliegenden Hilfsmannschaften; 

b) Artikel 6 auf die Luftfahrzeuge und sonstigen mitgeführten 
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter. 

(5) Soweit sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt, sind die 
Luftverkehrsvorschriften jedes Vertragsstaats anzuwenden, ins-
besondere die Pflicht, den zuständigen Kontrollstellen Angaben 
über die Flüge zu übermitteln. 

(6) Anhang 12 über das Such- und Rettungswesen im Luftver-
kehr zum Abkommen vom 7. Dezember 1944 über die Inte rnatio-
nale Zivilluftfahrt bleibt unberüh rt. 

Artikel 8 

Koordination und Gesamtleitung 

(1) Die Koordination und Gesamtleitung der Rettungs- und 
Hilfsmaßnahmen obliegt in jedem Fall den zuständigen Behörden 
des hilfeersuchenden Vertragsstaats. 

(2) Die zuständigen Behörden des hilfeersuchenden Vertrags-
staats unterstützen die Hilfsmannschaften und die einzelnen 
Fachkräfte des hilfeleistenden Vertragsstaats bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben. Sie erläutern möglichst ausführlich die Aufgaben, 
die sie den Hilfsmannschaften und den einzelnen Fachkräften 
übertragen wollen. 

(3) Anweisungen an die Hilfsmannschaften des hilfeleistenden 
Vertragsstaats werden ausschließlich an ihre Leiter gerichtet, die 
Einzelheiten der Durchführung gegenüber den ihnen unterstellten 
Kräften anordnen. 

Artikel 9 

Einsatzkosten 

(1) Der hilfeleistende Vertragsstaat kann dem hilfeersuchenden 
Vertragsstaat kostenlose Hilfe anbieten. Bei der Erwägung, ob 
Hilfe auf dieser Grundlage angeboten werden soll, berücksichtigt 
er insbesondere Art  und Ausmaß der Katastrophe oder des 
schweren Unglücksfalls. 

(2) Wird die Hilfe ganz oder teilweise auf der Grundlage der 
Kostenerstattung geleistet, so erstattet der hilfeersuchende Ver-
tragsstaat dem hilfeleistenden Vertragsstaat die unmi ttelbar im 
Zusammenhang mit der Hilfeleistung angefallenen Kosten, soweit 
diese nicht bereits durch den hilfeersuchenden Vertragsstaat ge-
tragen werden. Im Zusammenhang mit dem Hilfeersuchen ange-
fallene Kosten sind insbesondere Personal-, Transpo rt- und Versi-
cherungskosten sowie die Kosten für Verbrauch, Beschädigung 
und Verlust des mitgeführten Mate rials, für Schadensersatzlei-
stungen und für die medizinische Versorgung des Hilfspersonals. 
Sofern nichts anderes vereinbart ist, werden die Kosten um-
gehend erstattet, nachdem die Aufforderung ergangen ist. 
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(3) Die Hilfsmannschaften und Fachkräfte des hilfeleistenden 
Vertragsstaats werden während der Dauer des Einsatzes im 
hilfeersuchenden Vertragsstaat auf dessen Kosten verpflegt und 
untergebracht sowie mit Gütern für den Eigenbedarf versorgt, 
wenn die mitgeführten Bestände aufgebraucht sind. Sie erhalten 
im Bedarfsfall kostenlos logistische einschließlich medizinische 
Hilfe. 

Artikel 10 

Entschädigung und Schadensersatz 

(1) Jeder Vertragsstaat verzichtet auf alle Entschädigungsan-
sprüche gegen den anderen Vertragsstaat wegen Beschädigung 
von Vermögenswerten, die ihm oder einem anderen Verwaltungs-
organ gehören, wenn der Schaden von einem Angehörigen einer 
Hilfsmannschaft oder von einer Fachkraft bei der Erfüllung des 
Auftrags im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Abkom-
mens verursacht worden ist, soweit es sich dabei nicht nachweis-
lich um Vorsatz handelt. 

(2) Jeder Vertragsstaat verzichtet auf alle Entschädigungsan-
sprüche gegen den anderen Vertragsstaat wegen Verletzung oder 
wegen des Todes eines Angehörigen einer Hilfsmannschaft oder 
einer Fachkraft, soweit der Schaden bei der Durchführung des 
Abkommens entstanden ist. 

(3) Wird durch einen Angehörigen einer Hilfsmannschaft oder 
durch eine Fachkraft des hilfeleistenden Vertragsstaats bei der 
Erfüllung seines bzw. ihres Auftrags im Hoheitsgebiet des hilfeer-
suchenden Vertragsstaats einem Dritten ein Schaden zugefügt, 
so haftet ausschließlich der hilfeersuchende Vertragsstaat für den 
Schaden nach den Vorschriften, die im Fall eines durch eigene 
Hilfsmannschaften verursachten Schadens Anwendung finden 
würden. 

(4) Die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten arbeiten 
eng zusammen, um die Erledigung von Schadensersatzansprü-
chen zu erleichtern. Insbesondere tauschen sie alle ihnen zu-
gänglichen Informationen über Schadensfälle im Sinne dieses 
Artikels aus. 

Artikel 11 

Weitere Formen der Zusammenarbeit 

Die nach Artikel 3 zuständigen Behörden arbeiten zusammen 
und können gesonderte Vereinbarungen schließen, insbesondere 
über 

a) die Durchführung von Hilfeleistungen nach Maßgabe dieses 
Abkommens; 

b) die Vorhersage, Vorbeugung und Bekämpfung von Katastro-
phen, indem sie alle praktischen Erfahrungen und zweckdien-
lichen Informationen wissenschaftlicher und technischer Art 
austauschen und Konferenzen und Studienaufenthalte für 
Fachkräfte, Forschungsprogramme und Fachkurse, ein-
schließlich des Austauschs von Lehrkräften und Lehrgangs-
teilnehmern der einschlägigen Ausbildungseinrichtungen, so-
wie die Durchführung von gemeinsamen Übungen und den 
beratenden Einsatz von wissenschaftlichen Experten in Kata-
stropheneinsatzstäben auf Anforderung vorsehen; 

c) den Austausch von Informationen über Gefahren und Schä-
den, die sich auf das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staats ausbreiten können; der gegenseitige Informationsaus-
tausch umfaßt auch die vorsorgliche Übermittlung von Meß-
daten; 

d) die Suche und Identifizierung betroffener Personen und betrof-
fener Habe unter Beachtung des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten sowie Ober die Untersuchung der Ursachen 
von Unglücksfällen, die durch menschliches Handeln ausge-
löst worden sind. 

Artikel 12 

Fernmeldeverbindungen 

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten treffen gemein-
sam die erforderlichen Vorkehrungen, damit Femmelde- und ins- 
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besondere Funkverbindungen zwischen den in Artikel 3 genann-
ten Behörden, zwischen diesen Behörden und den von ihnen 
entsandten Hilfsmannschaften, zwischen den Hilfsmannschaften 
untereinander und zwischen den entsandten Hilfsmannschaften 
und der jeweiligen Einsatzleitung ermöglicht werden. 

Artikel 13 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten jeglicher A rt  über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens, die nicht unmi ttelbar zwi-
schen den in Artikel 3 genannten Behörden beigelegt werden 
können, werden auf diplomatischem Weg zwischen den Vertrags-
staaten beigelegt. 

Artikel 14 

Andere vertragliche Regelungen 

Bestehende Rechte und Pflichten beider Vertragsstaaten aus 
anderen völkerrechtlichen Übereinkünften werden durch dieses 
Abkommen nicht berührt. 

Artikel 15 

Ratifikation, Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich in Wilna ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kra ft . 

Artikel 16 

Geltungsdauer, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. 

(2) Dieses Abkommen kann von den Regierungen der Vertrags-
staaten durch Notifikation gekündigt werden. Im Fall der Kündi-
gung des Abkommens wird diese sechs Monate nach dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem sie der Regierung des anderen Vertrags-
staats zugegangen ist. 

Geschehen zu Bonn am 15. März 1994 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und litauischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Hansjörg Eiff 
Walter Priesnitz 

Für die Republik Litauen 

Pulokas 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeiner Teil 

Gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schwe-
ren Unglücksfällen ist eine traditionell geübte Praxis zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und ihren Nach-
barstaaten, die sich bisher naturgemäß vor allem im 
Grenzbereich entfaltete. 

Katastrophen der letzten Jahre, z. B. der Reaktorunfall in 
Tschernobyl, haben die Erkenntnis vermittelt, daß das 
Hilfspotential der europäischen Staaten soweit wie mög-
lich im Bedarfsfall auch über den grenznahen Bereich 
hinaus genutzt werden sollte. Nach der Erdbebenkatastro-
phe in Armenien 1988 wurde erstmals auch einem nicht 
angrenzenden Staat massive Hilfe zuteil. Die Bundesrepu-
blik Deutschland und die Republik Litauen haben nunmehr 
vereinbart, eine Zusammenarbeit in der grenzüberschrei-
tenden Katastrophenhilfe auf vertraglicher Grundlage zu 
beginnen. Enthalten sind Regelungen insbesondere über 
die zuständigen Ansprechstellen, die Erleichterung des 
Grenzübertritts von Personen und Sachen, über Scha-
denersatz-, Hartungs- und Kostenfragen sowie über die 
ständige Kooperation auch ohne daß eine Katastrophen-
situation vorliegt. Das am 15. März 1994 in Bonn unter-
zeichnete Abkommen trägt diesen Anliegen Rechnung 
und soll im Ernstfall eine reibungslose Zusammenarbeit 
gewährleisten. 

Abkommen mit inhaltlich gleicher Zielsetzung wurden 
schon mit Frankreich am 3. Februar 1977, Luxemburg am 
2. März 1978, Belgien am 6. November 1980, der Schweiz 
am 28. November 1984, Dänemark am 16. Mai 1985 
und Österreich am 23. Dezember 1988 und Rußland am 
16. Dezember 1992 abgeschlossen. Diese Abkommen 
sind bereits ratifiziert worden. Ein Hilfeleistungsabkommen 
mit den Niederlanden wurde am 7. Juni 1988 unter-
zeichnet. 

B. Besonderer Teil 

Artikel 1 
Artikel 1 beschreibt Regelungsinhalt und -bereich des 
Abkommens. 

Artikel 2 

Artikel 2 definie rt  wichtige im Abkommen verwandte Be-
griffe. 

Artikel 3 
In Artikel 3 sind die in den beiden Vertragsstaaten zustän-
digen Behörden für die Stellung und Entgegennahme von 
Hilfeersuchen aufgeführt. 

Artikel 4 

Artikel 4 legt in Absatz 1 fest, wer Hilfe leisten kann und 
sagt in Absatz 2 aus, daß Hilfspersonal und Material auf 
dem Land-, Luft- oder Wasserweg transportiert werden 
können. 

Artikel 5 

Artikel 5 enthält im Interesse der erforderlichen Schnellig-
keit und Wirksamkeit der Hilfseinsätze für die Hilfsmann-
schaften Regelungen über Erleichterungen im grenzüber-
schreitenden Personenverkehr sowie Regelungen über 
die mindestens erforderlichen Grenzformalitäten. 

Artikel 6 

Dieser Artikel korrespondiert mit Artikel 5, indem er mit 
derselben Zielsetzung auch hinsichtlich der von den Hilfs-
mannschaften mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und 
Hilfsgüter Erleichterungen im grenzüberschreitenden 
Güterverkehr einräumt und nur ein Mindestmaß an Forma-
litäten vorsieht. 

Artikel 7 

Artikel 7 regelt die Besonderheiten bei einem möglichen 
Einsatz von Luftfahrzeugen. 

Artikel 8 

Dieser Artikel unterstreicht die Verantwortung der Behör-
den des Einsatzstaates für die Hilfsaktion und legt das 
Verfahren der Einordnung der angeforderten Hilfsmann-
schaften in die Maßnahmen zur Schadensabwehr und 
-beseitigung fest. 

Artikel 9 

Absatz 1 sieht unter Berücksichtigung der Schwere der 
Katastrophe die Möglichkeit des Kostenverzichts vor. 

Absatz 2 regelt das Verfahren der Erstattung der Kosten, 
wenn von Absatz 1 kein Gebrauch gemacht wird. 
Absatz 3 beinhaltet die Kostenregelung für die Versorgung 
der Einsatzkräfte sowie deren logistische und medizini-
sche Hilfe. 

Artikel 10 

Nach den Absätzen 1 und 2 verzichtet jeder Vertragsstaat 
grundsätzlich auf alle ihm im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Abkommens zustehenden Entschädi-
gungsansprüche aus Vermögens- und Personenschäden. 

Absatz 3 trifft eine Regelung im Falle von Drittschäden, die 
durch ein Mitglied der Hilfsmannschaft der ersuchten Ver-
tragspartei entstehen. 

Absatz 4 legt die Zusammenarbeit der beiden Seiten bei 
der Erledigung von Schadensersatzansprüchen fest. 

Artikel 11 

Artikel 11 enthält Regelungen über die nähere Ausgestal-
tung der Zusammenarbeit. 
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Artikel 12 
Hier wird festgelegt, daß die Vertragsstaaten die erforder-
lichen Vorkehrungen für die Einrichtung von Funk- und 
Fernmeldeverbindungen treffen. 

Artikel 13 
Dieser Artikel legt fest, daß Streitigkeiten, die sich aus der 
Auslegung oder Anwendung des Abkommens ergeben 
könnten, auf diplomatischem Weg beigelegt werden. 

Artikel 14 
Artikel 14 statuiert, daß zwischen den beiden Vertrags-
staaten bestehende vertragliche Regelungen durch dieses 
Abkommen nicht berührt werden. 

Artikel 15 
Artikel 15 enthalt Vorschriften über die Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten des Abkommens. 

Artikel 16 
Diese Vorschrift betrifft  die Geltungsdauer und das Verfah-
ren der Kündigung des Abkommens. 






